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Plenum aktuell Plenarsitzungen  

 19. und 20. Februar 2014 
Initiativen und Positionen  
(Stand 19.2.2014) 
 

_____________________________________________________________________________________________ 

 

Aktuelle Stunden 

_____________________________________________________________________________________________ 

 

 

 

Rechtssicherheit jetzt 
Zweifel an der Verfasssungsmäßigkeit des mit rot-grüner Mehrheit beschlossenen Kommunal-

wahlgesetzes 
 

Flucht nach vorne, aus Angst vor einer Rie-
senblamage: Die Landesregierung will in 

letzter Minute ihr eigenes, jüngst verab-
schiedetes Kommunalwahlgesetz vom Ver-
fassungsgerichtshof  überprüfen lassen. Bis-
lang hatte Rot-Grün alle Bedenken ignoriert, 

obwohl es über Monate hinweg Warnungen 
gab, auch seitens der CDU-Landtagsfraktion. 
Die entscheidende Frage: Sind die Stimmzet-

tel überhaupt rechtens?  Andernfalls wäre 
die Kommunalwahl ungültig. 
 

Stimmzettel mit Zusätzen 

 
Zum ersten Mal sollen Ende Mai auf den 
Stimmzetteln nicht nur Namen und Parteien, 

sondern auch  Zusätze über den Frauen- und 
Männeranteil auf den jeweiligen Listen ab-
gedruckt sein. Das hatten die rot-grünen 
Regierungsfraktionen im vergangenen April 

beschlossen, in der Absicht, mehr Frauen in 
die Kommunalparlamente zu bringen.  
 

CDU-Fraktion lehnte Gesetzentwurf ab 

 
Ein wichtiges Ziel. Die CDU-Fraktion setzt 
sich dafür ein, das Engagement und die 

kommunalpolitischen Aktivitäten von Frauen 
zu fördern. Von Anfang an hatten wir jedoch 

Bedenken, auf einen amtlichen Stimmzettel 
Quoten abzudrucken. Deshalb lehnten wir 
den Gesetzentwurf ab. Der renommierte 
Verwaltungsrechtler Prof. Laubinger stuft 

das neue Kommunalwahlrecht in diesem 
Punkt als „eklatant verfassungswidrig“ ein 
und spricht von „amtlicher Wählererzie-

hung“.  
 
Der rechtspolitische Sprecher der CDU-

Fraktion, Axel Wilke, kritisiert: „Was hier 
passiert, ist einfach nur peinlich. Wir können 
nicht riskieren, dass die Kommunalwahl auf 
Basis eines möglicherweise verfassungswid-

rigen Gesetzes durchgeführt wird.“ Vor Ort 
macht sich unter Kommunalpolitikern und 
Ehrenamtlichen zunehmend Unsicherheit 

und Unmut breit. Klarheit ist gefragt. 
 
In der Aktuellen Stunde fordert die CDU-

Fraktion deshalb: Rechtssicherheit für die 
Kommunen, jetzt! 
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____________________________________________________________________________________________________ 

 

Parlamentsanträge 

____________________________________________________________________________________________________ 

 

 

Gegenwind 
Keine EEG – Umlage bei Eigenstromerzeugung 
 

Strom aus eigener Produktion selbst nutzen: 
Unternehmen und Privatleute leisten damit 

einen wichtigen Beitrag zum Gelingen der 
Energiewende. Bisher war die Eigenstromer-
zeugung von der EEG-Abgabe befreit. Bun-

deswirtschaftminister Gabriel, SPD, will das 
ändern. Sein Eckpunktepapier sieht eine Be-
lastung von mindestens einem Cent pro Ki-
lowattstunde für bestehende Anlagen vor.  

 
Widerstand gegen Strompläne 

 

Führende CDU- Politiker und Verbände stel-

len sich dagegen. Die rheinland-pfälzische 
Fraktionsvorsitzende Julia Klöckner schrieb 
persönlich an Gabriel und nannte sein Vor-
haben „kontraproduktiv“. „Für manche Fir-

men stelle sich dadurch die Frage, ob sie am 
Standort Deutschland auf Dauer noch pro-
duzieren können.“  

 

Wichtige Rolle von Eigenstrom 

 

Die Erzeugung von Eigenstrom spielt nicht 

nur bei großen industriellen Produktionsan-
lagen, sondern auch bei vielen mittelständi-
schen Firmen in Rheinland-Pfalz eine wichti-
ge Rolle für eine sichere und wirtschaftliche 

Energieversorgung. Im Zuge der Abschal-
tung der Kernkraftwerke und des Aufbaues 
der erneuerbaren Energien ist dies ein wich-

tiger Baustein für eine stabile Stromversor-
gung. 
 

Korrekturen notwendig 

 
Die CDU-Fraktion setzt sich deshalb in ei-
nem Antrag für Korrekturen bei der geplan-

ten EEG-Reform ein und fordert die Landes-
regierung auf, diesen Vorstoß zu unterstüt-
zen. 

 
 

Verschwendung  
Neue Energieagentur Rheinland-Pfalz ist überflüssig 
 

Ein grünes Prestigeprojekt – die neue „Ener-
gieagentur Rheinland-Pfalz“:  Acht Regional-
büros, 61 Mitarbeiter, ein Jahresetat von 
mehr als sieben Millionen Euro. Die Behörde 

soll die Energiewende voranbringen, was sie 
dabei konkret leisten wird, ist unklar. Klar ist, 
sie macht nichts, was nicht andere privat-

wirtschaftlich schon längst umsetzen. 
 
 

Breites Beratungsangebot 

 

Alle nennenswerten Beratungsleistungen 
sind bereits auf dem Markt verfügbar. Das 
Angebot reicht von Ansprechpartnern bei 

Kommunen, Verbänden der Wirtschaft, den 
Industrie- und Handelskammern, über die 
Verbraucherzentrale bis hin zu freiberufli-

chen Energieberatern. 
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Überflüssige Doppelstruktur 

 

Vor diesem Hintergrund hält die CDU-

Fraktion die neu geschaffene Agentur für 
überflüssig.  Hier werde eine Doppelstruktur 
aufgebaut, zu Lasten des Steuerzahlers. „Be-

rater beraten ohnehin schon vorhandene 
Berater“, kritisiert der stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende Christian Baldauf. Es drän-

ge sich der Verdacht auf, dass mit der Agen-

tur ganz andere Ziele verfolgt werden. Die 

Agentur sei eine Beschäftigungsmaßnahme 
für verdiente Grüne. 
 
Die CDU-Fraktion fordert die Landesregie-

rung in einem Antrag auf, die Energiebehör-
de wieder zu schließen.  Stattdessen sollten 
die Gelder in die Konsolidierung des Landes-

haushaltes fließen. 

 
 

Sexuellen Missbrauch an Schulen besser bekämpfen  
Landesregierung bleibt untätig 
 

Ohne Wenn und Aber: Schüler stehen unter 

uneingeschränktem, staatlichen Schutz. El-
tern dürfen zu Recht erwarten, dass sexuelle 
Übergriffe in der Schule in jedem Fall straf-
rechtlich verfolgt und sanktioniert werden. 

Die derzeitige Regelung im Strafgesetzbuch 
(StGB) - § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB - wird die-
sem Anspruch allerdings nicht gerecht. So ist 

nicht jeder sexuelle Kontakt zwischen einer 
Lehrkraft und einem Schüler strafbar. In der 
Vergangenheit ist es immer wieder vorge-

kommen, dass sexuelle Kontakte von Leh-
rern zu Schülern nicht sanktioniert wurden.  
 
Strafbarkeitslücke 

 

Nach dem Wortlaut des Gesetzes müssen 
Schüler unter 16 Jahren dem betreffenden 
Lehrer „zur Erziehung anvertraut“ sein. 

Wenn ein Lehrer Schüler nur aushilfsweise 
unterrichtet, ist dies unter Umständen nicht 
gegeben. Eine Strafbarkeit hängt dann von 
Zufällen ab, etwa der konkreten Zahl der 

Vertretungsstunden.  
 
So hatte das Oberlandesgericht Koblenz  

Ende 2011 einen Lehrer freigesprochen, der 
von beiden Vorinstanzen wegen sexueller 
Handlungen an einer vierzehnjährigen Schü-

lerin derselben Schule verurteilt worden war. 
Die Koblenzer Richter sahen das für eine 

Verurteilung erforderliche Obhutsverhältnis 

nicht gegeben.  
 
Nur Ankündigungen 

 

Eine solche Rechtslage  will die CDU-Frak-
tion nicht hinnehmen. Schon seit zwei Jahren 
setzen wir uns dafür ein, die Strafbarkeitslü-
cke zu schließen. Justizminister Hartloff ist 

entgegen seiner Ankündigungen bislang 
nicht aktiv geworden und schiebt das Thema 
auf die lange Bank. Insbesondere starte er 

keine Bundesratsinitiative. Dabei hatte 
Hartloff im November 2012 betont, er wolle 
„nunmehr konkrete gesetzliche Änderungen 

im Strafgesetzbuch“ vorschlagen.  
 
Strafgesetzbuch ändern 

 

Wir fordern die Landesregierung erneut auf, 

sich konsequent  für einen wirksameren 
Schutz minderjähriger Schülerinnen und 
Schüler vor sexuellen Handlungen einzuset-

zen. Die entsprechende Vorschrift im Straf-
gesetzbuch muss zügig geändert werden.  
 
Vor diesem Hintergrund soll die Landesre-

gierung zügig eine Bundesratsinitiative zur 
Änderung des Strafgesetzbuches einzubrin-
gen. § 174 Absatz 1 Nr. 1 StGB ist dahinge-

hend zu ändern, dass der Tatbestand alle 
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Lehrkräfte einer Schule erfasst. Künftig sol-

len alle Lehrkräfte einer Schule in den straf-
rechtlichen Tatbestand unabhängig davon 

einbezogen werden, ob der jeweilige Schüler 

ihnen persönlich anvertraut ist. 

 
 

Steiler Anstieg – 
Immer häufiger wird bei Kindern ADHS diagnostiziert  
 
Gibt es in Rheinland-Pfalz wirklich mehr 
„Zappelphilippe“ als anderswo in Deutsch-

land? Die Diagnose Aufmerksamkeitsdefi-
zit/Hyperaktivitätssyndrom ADHS ist hier 
bundesweit am höchsten. Das stellt der Arzt-

report der Barmer GEK  fest. Auch bei der 
Verschreibung von Medikamenten liegt 
Rheinland-Pfalz an vorderer Stelle. Daten, 

die irritieren. Wie sind diese auffälligen, re-
gionalen Unterschiede zu erklären? 
 

Hoher Medikamenteneinsatz 

 

Generell wird deutschlandweit bei immer 
mehr Kindern ADAHS diagnostiziert. Beson-
ders Jungen zwischen 9 und 11 Jahren sind 

betroffen. In dieser Altersgruppe verlassen 
bis zu  12 Prozent der Kinder  die  Arztpraxis 
als „Kranke“ und müssen mit Psychopharma-
ka behandelt werden.  Bei den Mädchen sind 

es im Durchschnitt 4 Prozent. 
 

Breites Erklärungsmuster 

 

In der Fachwelt werden  vielfältige Gründe 

für diese Entwicklung benannt: Von körperli-
chen Veranlagungen bis hin zu umweltbe-
dingten Einflüssen, Medienkonsum, wenig 

körperliche Bewegung oder instabile Fami-
lienverhältnisse. Es stellt sich in diesem Zu-
sammenhang die Frage, welchen Einfluss 
externe Faktoren haben und welche Mög-

lichkeiten der frühzeitigen Prävention be-
stehen. Unter diesem Gesichtspunkt sollte 
der Alltag in Kindertagesstätten und in 

Grundschulen, insbesondere im Ganztagsbe-
trieb, untersucht werden. Aber auch Eltern 
müssen Familienstrukturen überdenken. 

Hierfür bedarf es Hilfestellungen und Bera-
tungsangebote, damit sich Mütter und Väter 

besser auf die Situation ihrer Kinder einstel-
len können. 
 

Die CDU-Fraktion hinterfragt, warum die 
ADHS-Zahlen in Rheinland-Pfalz so hoch 
liegen. Deshalb fordern wir die Landesregie-

rung in einem Antrag auf: 
 

 Die gesellschaftlichen Ursachen der 

Erkrankung ADHS im Rahmen einer 
wissenschaftlichen Studie sowie ei-
nes Symposiums auszuloten; 

 

 Auf der Basis dieser Erkenntnisse mit 
den Trägern der Familienbildung, den 

Trägern der Kindertagesstätten, Ex-
perten der Kinderheilkunde der Sozi-
alpädiatrischen Zentren und Vertre-

tern der Landtagsfraktionen Möglich-
keiten der Prävention zu erarbeiten; 
 

 Bei zukünftigen bildungs- und fami-
lienpolitischen Maßnahmen die Aus-
wirkungen auf das kindliche Verhal-

ten angemessen zu berücksichtigen; 
 

 Zu beobachten, inwieweit die einge-

schlagenen Maßnahmen zu einer Re-
duzierung der medikamentösen Be-
handlung führen können; 

 

 Dem Landtag in zwei Jahren erneut zu 

berichten. 
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Grundschulen stärken –  
Fehlentwicklungen korrigieren 
 
Experimentierfeld Grundschule: Mal 

Schreibschrift, mal Druckschrift, mal Ziffer-
noten, mal nicht, verschiedene Zeugnis- und 
offene Lernformen.  Rheinland-pfälzischen 

Grundschülern und ihren Eltern fehlt es an 
elementarer Orientierung, an Bildungsmaß-
stäben. Dabei legt die Grundschule die Basis 

für die weitere Schullaufbahn.  
 
Unterschiedliche Bildungsinhalte 

 

In Rheinland-Pfalz sind die Bildungsinhalte 
von Schule zu Schule unterschiedlich. Hinzu 
tritt ein Unterrichtsalltag, der Kindern eine 
Selbststeuerung und Motivation abverlangt, 

zu der sie entwicklungspsychologisch kaum 
in der Lage sind. 
 

Vorgaben fehlen 

 
Es fehlt an verbindlichen Vorgaben. Dies 
betrifft z. B. die Frage, ob Kinder Schreib-

schrift oder ausschließlich  Druckschrift er-
lernen. Auch Zeugnisse sind nicht landesweit 
einheitlich gestaltet, sondern die einzelnen 

Grundschulen können selbst entscheiden. 
Vielfältigste Zeugnisformen sind die Folge. 
Dies macht es weiterführenden Schulen zu-
nehmen schwer, den Leistungstand der 

Schüler einzuschätzen. 
 
Bildungserfolg bleibt aus 

 

Die CDU-Fraktion sieht hierin strukturelle 
Fehlentwicklungen, zumal der gewünschte 
Bildungserfolg ausbleibt. Im Ländervergleich 

hagelt es für die Grundschulpolitik der Lan-
desregierung schlechte Noten. Rheinland-
pfälzische Grundschüler schneiden weit un-

terdurchschnittlich ab. Fast ein Drittel der 
Viertklässler liegt im Bereich Lesen und Zu-
hören unter den Standards. Beim Rechnen 
reicht es gerade für Platz acht. Die Ergebnis-

se sind die direkte Folge der langjährigen 

Bildungspolitik der Landesregierung und 
tragen die  Handschrift von Ministerin Ah-
nen.  

 
Kurskorrektur nötig 

 

In unserem Antrag verlangen wir eine grund-
sätzliche Kurskorrektur der Grundschulpoli-

tik. Unsere Schüler haben ein Recht auf op-
timale Förderung und einen guten Schul-
start. Deshalb fordern wir die Landesregie-

rung auf: 
 

 Im Rahmen der Überarbeitung die 

Teilrahmenpläne zu verlässlichen 
Lehrplänen, die Auskunft über die 
Unterrichtsinhalte geben, umzuge-

stalten; 

 Bei der Neufassung der Lehrpläne die 

eindeutige Präferenz für offene Un-
terrichtsmethoden zurückzuführen; 

 Zur Verbesserung der Konzentration 

und insbesondere der Leistung des 
Zuhörens im Rahmen der Lehrerbil-
dung auf eine dem Entwicklungsstand 

der Kinder entsprechende Unter-
richtsmethodik hinzuwirken, die dem 
Bedürfnis von Grundschulkindern 
nach einem festen Rahmen Rechnung 

trägt; 

 Die Leistungsbewertung wieder an 

allgemein gültigen Maßstäben auszu-
richten; 

 Die Zeugnisse der Grundschule nach 

der zweiten Jahrgangsstufe zu lan-
deseinheitlichen Kompetenzstufen-
zeugnissen in Kombination mit Zif-

fernnoten weiterzuentwickeln; 
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 Im Unterrichtsfach Deutsch die Kul-

turtechnik der Schreibschrift verbind-
lich in den Lehrplänen festzuhalten. 

 

 

 

 

_____________________________________________________________________________________________ 
 

Mündliche Anfragen 
_____________________________________________________________________________________________ 

 
 

Neuverschuldung der Länder 2013 
(Gerd Schreiner, MdL und Dr. Adolf Weiland, MdL) 
 

1. Wie hoch ist nach den vorläufigen 

Zahlen des Bundesministeriums für 
Finanzen zu den einzelnen Länder-
haushalten für 2013 die Nettoneu-

verschuldung am Kreditmarkt in 
Rheinland-Pfalz  (in absoluten Zahlen 
sowie umgerechnet je Einwohner) – 

mit und ohne Zahlungen an den Pen-
sionsfonds? 

 
2. Wie hoch ist in Rheinland-Pfalz  2013 

die Nettokreditaufnahme der Lan-
desbetriebe LBB und LBM, der Uni-
versitätsklinik für den Hochschulbau 

und bei der privaten Vorfinanzierung 

von Investitionen? 
 

3. Wie hoch sind zum 31. Dezember 

2013 die bestehenden Kontokorrent-
kredite der einzelnen Länder für die 
Kernhaushalte? 

 
4. Wie hoch sind die Ausgaben der ein-

zelnen Länder für Sachinvestitionen 
wie Hochbauten, Tiefbauten, große 

Anschaffungen im Jahr 2013 in abso-
luten Zahlen und umgerechnet je 
Einwohner? 

 
 

Unabhängigkeit des MDK Rheinland-Pfalz vor dem Hintergrund aktueller Me-

dienberichte 
(Dr. Peter Enders, MdL und Michael Wäschenbach, MdL) 

 
In der Sendung Report Mainz vom 4. Februar 
2014 wurde kritisch über den Einfluss der 

Krankenkassen auf den MDK berichtet. Da-
bei wurde auch insbesondere der MDK 
Rheinland-Pfalz erwähnt und dessen Unab-

hängigkeit in Frage gestellt.  
 

1. Welche Rolle spielt die Unabhängig-
keit des MDK Rheinland-Pfalz bei der 

Wahrnehmung der Aufsichtstätigkeit 
des Landes über den MDK nach dem 
Sozialgesetzbuch? 

2. Ist die Landesregierung der Auffas-
sung, dass die neue Führungskonstel-

lation des MDK-Verwaltungsrats hin-
sichtlich des Einflusses der Kranken-
kassen auf die Tätigkeit des MDK 

Rheinland-Pfalz unproblematisch ist? 
 

3. Wie steht die Landesregierung zu der 
angekündigten Überprüfung der Re-

gelungen zu den Verwaltungsräten 
der medizinischen Dienste? 
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4. Inwieweit gehört zur Unabhängigkeit 

des MDK eine Unabhängigkeit des 
Landesprüfdienstes? 

 

 

 
 

Zukunft der Mittelrheinbrücke 
(Hans-Josef Bracht, MdL und Matthias Lammert, MdL) 

 
1. Teilt die Landesregierung die Auffas-

sung von Innenminister Lewentz, 

dass der Bau einer Mittelrheinbrücke 
zwingend notwendig sei? 
 

2. Teilt die Landesregierung die Äuße-
rungen der Landesvorsitzenden von 
Bündnis 90/Die Grünen, wonach das 
Tal keine Brücke brauche und diese 

auch nicht Teil des Koalitionsvertrags 
sei? 

3. Wird nach den klaren Äußerungen 
des Innenministers das rot-grüne Ka-

binett über die Zukunft der Mittel-
rheinbrücke erneut  verhandeln? 
 

4. Teilt  die Landesregierung die Forde-
rung von Bündnis 90/Die Grünen, 
den Fährverkehr zwischen St. Goar 
und St. Goarshausen zu einem Rund-

um-die-Uhr-Betrieb auszubauen? 

 

 

Notwendigkeit einer verbesserten Finanzausstattung der Kommunen zur 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Bereich der schulischen Inklusion – kein Un-

terlaufen des Konnexitätsprinzips  
(Bettina Dickes, MdL und Anke Beilstein, MdL) 
 
 

Aktuelle Stellungnahme des Gesundheitsministers zu den Problemen der ärztli-

chen Versorgung in Rheinland-Pfalz 
(Dr. Peter Enders, MdL und Adolf Kessel, MdL) 
 

 

Gespräche der Ministerpräsidentin zur Abschaltung des Kernkraftwerkes 

Cattenom in Frankreich und Konsequenzen  
(Arnold Schmitt, MdL) 
 

 

Sprachförderkurse für nach Deutschland eingereiste schulpflichtige Kinder und 

Jugendliche 
(Marion Schneid, MdL und Adolf Kessel, MdL) 

 
 

Klagen in Rheinland-Pfalz auf einen Betreuungsplatz 
(Simone Huth-Haage, MdL, Gerd Schreiner, MdL und Wolfgang Reichel, MdL) 


